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Inhalt: 1860 ein Bezirks⸗Arbeitshaus ir die Gerichtsamter in und Strehla 
1 N u begründet worden. Die Idee brach aber gleichzeitig an verſchiedenen Orten 
Arbeitshäufer als Armen Anſtalten. x 0 9130 und andere Gegenden des Landes tal 105 Man verband ſich 
Das herkommen ale Rechtsquelle im öffentlichen Recht. thells zur gemeinſamen Errichtung eines Zwanggorbeitshauſes, theils noch 
Mittheilungen aus der Braris: zu weſtern ormenpflegeriſchen Zwecken, in Meſßen und Taucha ſogar zu. 
Perſonen, welche nicht unter die in den $. 4 Alneg 2 und $. 5 der Gewerbes | mehr oder weniger gemeinſchaſllſchem Betrieb ver gefammten Armenpflege: 
Orbnung aufgeführten gehören, muffen die vorgeſchriebene beſondere immer aber aus freier focialer Imitiatine, ohne anderes Bıyum der 
Befähigung zur Erlangung eines coneeſſionürten Gewerbes jedenfalls, Staalsgewalt, als daß dieſe die Statuten genehmigt und ihre Behor⸗ 

alſo auch bann nachweiſen, wenn fie einen geeigneten Stellverteiev nam⸗ den zur Forderung der Verbandsthätigkeit in den ihnen durch dieſe 

Fe ache ſelbſt gezogenen Grenzen onwies. Mit der Statuten « Genehmigung 

a \ 1 8 erlangten die Verbände individuelle Rechtsfählgkeit, das was man mo⸗ 

Bezüglich der Berechtigung zur Errichtung von Kiosken zum Berfaufe von rallſche oder jueiftifche Perſonen zu nennen pflegt. Durch die Stoluten 
Preßerzeugucſſeu. legten die Verbande ſich bei und beftätigte die Regierung lhnen fontel 
Ber Ermittlung des länaften Auſenthalſes im Sinne bes g. 19, P. 2 des | Skrafgewalt, wle fie zur erfolgreichen Behandlung der Betller Land- 
Heimatgeſetzes, kann nue jener Zeitraum in Betracht ſtreicher und Arbeltsſcheuen nöthig zu haben glaubten — der elne mehr, 


agen werden, 


während beſſen der Zuvmelſende ein Heimatscecht nicht befefien hal. der andere weniger. So ging die Armenpollzel im weſentlichen auf 
em fie über. In dieſer ſanften Austreibung der Stoatsbehörden gus der 
el. Laudarmenpflege liegt, wie in einem Auſſatze der „Grenzboten“ über 
Perſonalien. „die ſuͤchſiſchen Armenverbände“ geſagt wird, der weſentliche, der ber 
Erledigungen. freiende Zug der Neuerung, gegen deſſen hohen Werth die Bedenken 


wider das Zwangsarheſtehaus nicht Stich halten, und der elne Art 
Zu * von Uebergang zur Verwaltung in ſich ſchließt, 1 55 en 115 
+ 1 papierenen, Selbſtverwaltung decretirenden, Geſetzen ſteht. enn hier 
Arbeitshäuſer als Armen-Anſtalten. Kup mit dem Acte der Enſſehung auch ſofort die befühigten Träger 
gegeben; die Selbſtverwaltung verdrängt bureaukrattſche 
Verſchlebung, dann Laufen laſſen, und wieder Verſchlehung und Verwaltung genau nur in dem Umfange, wie ſie ſicher 
fo fort, in den Zwiſchenzeiten angewiefen fein aufs Betteln, das tft bei | ift, dleſelbe durch ihre Leiſtungen zu überbleten. 
uns noch im Ganzen und Großen die Behandlung arbeitsfähiger Die Schriſtſteller Bitzer („Die Bezirks⸗Armen⸗Arbeitshäuſer im 
Armen; Einlegen von Haus zu Haus die Art der Behandlung der | Königreich Sachſen⸗) und Hallbauer (in feiner Schilderung des Meißner 
Arbeitsunfähigen. Mit einer größeren „Wahrung des Rechteprincipes][Amtslandſchafts⸗Armenverbandes), bringen uns intereſſante Aufſchlüſſe 
bei der Verſchjebung,“ was letzthin von einem Blatte als Weſen und und Bemerkungen über die ſächſiſche Armenverſorgung. Bitzer hat die 
Vorzug des proponirten neuen Schubgeſetzeg dargeſtellt worden ift, ſächſiſchen Bezfrks⸗Armenhäuſer im gutereſſe ihrer eventuellen Ber⸗ 
wird eben fo wenig ein Schritt nach vorwärts in der Vagabunden⸗ pflanzung nach Württemberg fo zu ſagen offfeſell ſtudirt. Er gehört 
und Armenpollzei gemacht werden, old ſich aus dem lediglichen „Prin- nicht zu den principielleu Bekennern oder gar zu den Apoſteln der 
eipe“ der autonomen Armenpflege, das im Heimatsgeſetze in den Idee einer freien Armenpflege. Aber er fagt am Schluſſe des die 
Worten ausgedrückt iſt: „Die Art und Weiſe der Armenverſorgung | Organiſation der ſöchfiſchen Armenverelne betreffenden Abschnittes ſei⸗ 
beſtimmt innerhalb der beſtehenden Geſetze die Gemeinde,“ von ner Schrift: „Gerade die von der Meglerung zugelaſſene ganz freie 
felbſt ein Fortſchritt auf dem Geblete hatte entwickeln können, Bewegung muf als eine der Hauptbedingungen des Zuſtandekommens 
Es iſt in unſerer Zeit weſentlich die Organiſation, welche den und der Lebens fähigkeit und Ausbreitung der Vereine angefehen wer⸗ 
Charakter einer Armenpflege beftimmt, fie zu fortſchreitender Bewäl⸗ | den, da doch nur in der freien Thätigfeit der Vereinsmſtglieder und 
tigung ihrer Aufgabe in den Stand ſetzt oder im erfolgloſeſten Schlen⸗ ihrer Organe die wahre Bürgſchaft eines gedeihlichen Wirkeus derſel⸗ 
drlan feſthält. Die richtigen Grundſätze pflegen ſich aus einer zweck. ben liegt!“ und indem er auf die hervorragenden Dienfte hinweiſt, 
entſprechen Verwaltungsweiſe überall bald von felbft zu ergeben. Die welche in Sachſen Rittergutsbeſttzer und einzelne Gerichtsvorſtände der 
geſetzlichen Vorausſetzungen aber können mit Sicherheit nur in dem Sache geleiftet haben, läßt er dahingeſtellt, ob ſich ähnliche bahnbre⸗ 
Maße geändert, d. h. aus Zwang in Freiheit und aus Ungleichheit chende Uebernehmer eines unbeſoldeten Ehrenamtes auch in jeiner 
in reine ſtrenge Gerechtigkeit umgewandelt werden, wie eine wirkſame ſchwäbiſchen Heimath finden werden. 
Organifation der Armenpflege die in der Gefellſchaft ſchlummernden Den unerträglichen Zuſtand, aus welchem die neuen Schöpfungen 
freien Krafte umfaſfeuder auf den Plan ruft. in Sachfen die Landgemeinden zu erlöſen angefangen haben, ſchildert 
Wir haben in dieſem Blatte ſchon einmal auf die Orgauifation auch Advocat Hallbauer in Meißen, in aller Schlichtheit ergreifend 
der ſächfiſchen Armenverbäude hingewieſen. Noch größere Beachtung genug: „Es können mehrfache Fälle nachgewiefen werden, daß erwerbs⸗ 
aber verdient die Orgauiſation der ſächſiſchen Arbeitshäufer als Armen⸗ fähige Arme über ihre Gemeinden eine Art Tyrannei ausgeübt haben; 
auſtalten. Auch diefe Organiſation iſt dort zunächſt von den Gemein⸗ die Wohnung im Gemeindehaus war ihnen nicht gut genug, di Geld⸗ 
den und communolen Verbänden ausgegaugen. In Strehla war Anfangs | unterfiügung nicht genügend; wollte der Germeindenorftand ſich ihren 


Wünſchen nicht fügen, fo führten fie bei der Amtsbehörde Beſchwerde; 
die Beſchwerden wurden immer und immer wiederholt, jo daß der 
Gemeindevorſtand, um den vielſachen Verautwortungen und Zeitver⸗ 
fäumntſſen zu entgehen, ſich endlich fügte; Disciplinarmaßregeln, um 
dieſe Leute zur Arbeit zu nöthigen, konnte der kleine Heimathsbezirk 
nicht anwenden, dazu fehlten ihm die Mittel; andererſeits entſtand 
unter den ärmeren Gemeindemitgliederu, die ſelbſtſtändig, aber mit 
muͤhſeliger Anſtrengung ſich und die Ihrigen erhielten, eine Unzufrie⸗ 
denheit darüber, daß faule Leute don der Gemeinde ernährt wurden 
und ſich beſſer befanden, als die andern bedrängten Gemeindemitglie⸗ 
der, die ohne Armenunterſtützung ſich ſelbſt ſorthalfen.“ Dieſe Uebel⸗ 
fände, fügt Hallbauer hinzu, find in der 26,000 Einwohner enthal⸗ 
tenden Amtslaudſchaft Meißen „ſeit Begrundung des Geſammtvereins 
gänzlich gehoben.“ 

Der in der Bezirksarbeitshaues geübte Zwang läßt ſich im All⸗ 
gemeinen wie folgt characterifiren. Der Häusling verliert mit den 
Eintritt die freie Verfügung über feine Arbeitszeit und Arbeſtskraft; 
er muß nach Vorſchrift arbeiten, und zwar ordentlich arbeiten, wenn 
er nicht beſtraft fein will; er erhält dafür einen beſtimmten Lohn an⸗ 
gerechnet, von welchem aber die Koſten der Wohnung, Beköſtigung, 
Bekleidung, Heizung ſowohl für ihn als für die Seinigen, das Schul⸗ 
geld feiner Kinder, die rückzahlbaren früheren Unterftügungen abgehen; 
er it der Hausordnung unterworfen, die ihm namentlich unterſagt, 
ohne Erlaubuiß auszugehen, über Nacht auszubleiben und ohne Er⸗ 
laubutß Beſuch anzunehmen. In dieſem letzteren Punkt iſt die Ord⸗ 
nung des engllſchen Zwangsarbettshauſes noch ſtrenger: fie verpönt 
Ausgehen und Beſuchempfangen ganz. Aber auch im ſächfiſchen Werk, 
haus kommt der Aufenthalt, wie man ſieht, der Bevormundung eines 
unerwachſenen Kindes völlig gleich und fügt derſelben den Frohndſenſt 
der alten Horigen hinzu. Die in Anſpruch genommene Strafgewalt 
hot verſchiedenen Umfang. Bitzer fegt Strehla, wo kraft der Ermäch⸗ 
tigung der Regierung Gefüngniß bis zu drei Wochen und körperliche 
Züchtigung bis zu dreißig Rutheuſtreichen innerhalb der Anſtalt ſelbſt 
verhängt werden können, gegen Möckern, wo dieſe Strafen hoheren 
Grades dem Gericht vorbehalten, innerhalb der Anſtalt nur die aus 
deren Character fließenden Befferungsmittel angewendet werden, wie 
Lob und Tadel, Entziehung der warmen Koft oder des weichen Lagers, 
Zwangsbeſchüftigung über die gewöhnliche Arbeitszeit hinaus. Hallbauer 
nimmt an, die Frage von der Eutbehrlichkeit der körperlichen Zucht 
gung ſei noch nicht abgeſchloſſen, die Aufrechthaltung der Diseipliu im 
ſolchen Anſtalten zwar durchſchuittlich ſchwerer als in den Landesſtraſ⸗ 
anſtalten, wo eine Menge von Beamten und Auffehern jeden Einzel 
nen unter beſtändiger Aufſicht halten; er liefert indeſfen zur Feſt⸗ 
ſtellung der Antwort auf jene noch ſchwebende Frage ſeinerſeits gleiche 
zeitig einen Beitrag, der in der Richtung ihrer Bejahung liegt, in 
dem er nämlich anführt, das Meißener Verbaudsarbeitshaus im Dorfe 
Colln habe während der damals (1868) verfloſſenen erſten ſechs 
Juhre feines Beſtehens der Prügelftrafe lhatſächlich nicht bedurft. Sie 
wird alſo am Ende wohl obſolet werden, wie die grauſamen Slraſ⸗ 
androhungen der Carolina. Dagegen hat man ſich dort einen neueſten 
Fortſchritt der Gefängnißkunde, das ſogenannte irische Syſtem, ange: 
eignet, und eutläßt die Häuslinge bei verſpürter Beſſerung auf un⸗ 
beſtimmten Urlaub, der nach einem tadellos verbrachten Jahre in 
definitive Entlaſſung übergeht. 

Kinder nimmt der Meißener Verband bis jetzt nur ausnahms⸗ 
weiſe in das Haus auf. Er gibt ſie willigen und geelgneten Familien 
iu Pflege und es ift die Aufgabe der Diſtrictsverelue — in deren 
zweiundzwanzig der Verband zerfällt — ihre Haltung dort zu über 
wachen. Aber da diefe Beauffihtigung natürlich ihre Schwierigkleiten 
hat, überlegt man, ob nicht eine Kinderſtation geſchaffen werden ſolle. 
Sie würde die Ausgaben für dieſen beſonderen Zweck, auf der © 
merklich erhöhen; dafür ſpricht die Erfahrung aller Länder und Städte. 

Einer der Verbände, der Altenſalzer, will die arbeitsfähigen, 
aber arbeitsſcheuen Armen durch das Zwangsarbeitshaus „zur Arbeit 
und Ordnung und zur Erfüllung ihrer Pflichten als Ehriſten und 
Staatsbürger anhalten.“ Dieſe Formel empfehlt ſich, wie der Ver⸗ 
faſſer des Auſſatzes in dem „Grenzboten“ bemerkt, nicht zur Adoption; 
fie nimmt den Mund zu voll. Dre Aufgabe echter Armenpflege ift 
Erziehung und zwar wirthſchaftliche Erziehung. Wirthſchaftlicher Ver⸗ 
fall, die Folge des Mangels an wirthſchaftlicher Tüchligkeit und Ein- 
ſicht, hat den Menſchen ſoweit heruntergebracht, daß die Friſtung ſeines 
Daſeins von Auderer Erbarmen abhäugt; dieſem Mangel alſo gilt 
es durch weiſe Behandlung abzuhelfen, damit der Geſunkene ſich wieder 
ſelbſt erhalten lerne. Die ſtaatsbürgerlichen und die chriſtlichen Pflichten 


ihm einzuſchärfen mag die Armenpflege getroſt den Orgauen des Stagts 
und der Kirche überlaffen, von denen ſie in ihrer Sphäre ja auch nicht 
geſtört zu werden wünſcht, — ganz abgeſehen von den Fällen, wo ein 
Böhme oder Pole im fächſiſchen Staatsbürgerthum oder ein Jude chriſt⸗ 
lich erzogen werden müßte. 

Hat der Verein von Altenſalz ſich aber auch etwas zu viel vor⸗ 
genommen, ſo ſcheint er doch immerhin raſch Erſolge erzielt zu haben. 
Er umſaßt gegen 15.000 Einwohner. Sein Arbeits⸗ und Verſorgungs⸗ 
haus wurde am 1. December 1862 eröffuet. Schon im Jänner 1863 
konnte, wie Bitzer anführt, berichtet werden, daß manche kiefeinge⸗ 
wurzelte Gebrechen und Uebelſtände der Drtsarmenpflege, auf deren 
Beſſerung zu hoffen man kaum noch den Muth gehabt habe, mit der 
Eröffnung der Anftalt wie durch einen Zauberſchlag verſchwunden ſeien. 
Zur Aufnahme in diefelbe ſeien nicht weniger als 382 Armenhäus⸗ 
linge und Almoſenempfänger angemeldet worden, die bis dahin ihren 
Heimatgemeinden zur Laſt gelegen; wirklich eingetreten aber feien nur 
73, da die Uebrigen ſich inzwiſchen ſelbſt Wohuung und Unterhalt 
zu verſchaffen gemußt hätten. Mehr als vier Fünftel der Geſammtzahl 
waren alſo vorher ohne Noth unterſtutzt worden, Dank nicht etwa 
einem ſtraflichen Leichtſiun der Armeupflege, denn dieſe ſeufzten ja 
mit ihren Gemeinden unter dem Joch, ſondern Dank einer ſchlechten 
Geſetzgebung und Drganifation! In Folge dieſer heilſamen Scheidung 
der wirklich hilfsbedürftigen Armen von den faulen Freſſern wurde es 
auf der Stelle möglich, mauche der Ortsarmenhauſer bis auf Weiteres 
ganz zu ſchließen. Und nicht allein die Armenlaſt der Gemeinden fei 
auf dieſe Art weſentlich erleichtert worden, ſagt der Bericht: auch das 
Stehlen habe in Folge deſſen merklich abgenommen, da die nicht ger 
nügend zu beauffichtigenden Ortsarmenhäuſer damit aufgehört hätten, 
Diebsherbergen zu fein. Saft völlig aufgehoben ſei ebenſo das Betteln 
im Vereinsbezirk. 

Eine audere höchſt erfreuliche Wirkung der neuen Verbände rühmt 
Hallbauer aug dem jeinigen, indem er conſtatirt, daß der Sinn für 
gemeinnütziges Thun im Verelnsbezirk ſich als Folge der Drganifation 
entwickelt und ausgedehnt habe. „Es iſt dies auch ſehr erklärlich“, fügt 
er hinzu, „da nun dem wohlwollenden, für das Gemeinnützige empfüng⸗ 
lichen Manne ein ganz anderes, größeres Feld der Thätigkeit eröffnet 
iſt, als früher im engen Raume der Einzelgemeinde. Schon in den 
Sitzungen der Diſtrietsvereine iſt ein güuftiges Feld für kräſtiges 
Wirken und für eine lebhafte Debatte gegeben; namentlich aber find 
es die Sitzungen des Vereſnsausſchuſſes, wo die größeren und allge⸗ 
meineren Verwaltungsfragen unter Mitanweſenheit der Verwaltungs⸗ 
rathsmitglieder zu einer oft fehr lebendigen Discuffion kommen, und 
wo das Herauwachſen eines kräftigeren und höheren Gemeindeleben 
deutlich zu erkennen iſt. Es iſt dem Einzelnen, der in der Einzelge⸗ 
gemeinde dem Drucke kleinliche Verhältniſſe auswich, durch die fetzige 
Sachlage ein höheres Ziel für gemeinnützige Bestrebungen geboten, 
und es bewährt ſich auch hier das Wort des Dichters: „Im engern 
Kreis verengert ſich der Sinn, es wächſt der Menſch mit ſeinen höheren 
Zwecken!“ 


Das Herllommen als Rechtsquelle im öffentlichen 
Aecht.) 


Die Gemeinde St. erhob gegen einige dortige Bürger verwal⸗ 
tungsgerichtliche Klage auf Bezahlung des Werthes von jährlich J Seſter 
Korn, ſowie einer Gabe von Käſe und Brod an den dortigen Meßner 
als Gehaltstheil deſſelben. Zur Begründung dieſes Anſpruchs wurde 
angeführt: Nach Herkommen von unvordenklichen Zeiten, beſtätigt 
durch den fogenannten „Waidbrief von Steinach, renovirt 1726“, habe 
jeder dortige Kirchſpiels⸗Angehörige, „welcher ſäet“, dem Meßner alte 
jährlich ½ Seſter Korn, 1 Laib Brod und 1 Käſe, „welcher aber nicht 
ſäet, drei Rappenpfenuige“ zu geben. Die Leiſtung von Brod und 
Käſe ſei längſt in eine ſolche des Geldwerthes mit 14 kr. umgewan⸗ 
delt worden. Seit mehr als 30 Jahren habe ſich durch Herkommen 
die Abgabe dahin geändert, daß überhaupt jeder Beſitzer von Haus 
und Liegenſchaften auf der Gemarkung Steinach dem jeweiligen Lehrer 
und Meßner jährlich ½ Seſter Korn und 14 kr. zu bezahlen habe. 
Die Beklagten beſäßen Häuſer und Liegenſchuften, feien ſomit pflich⸗ 
tig zu der fraglichen Abgabe. An der Leiſtung ſei die Klägerin intereſſirt, 


) Aus der „Zeilſchriſt für badiſche Verwaltung und Verwaltungs⸗Rechts⸗ 
pflege“. 


ſomil zur Klage berechtigt, weil fie deu etwaigen Ausfall am Mefner-, | 
bezw. Lehrergehalt bis zur Trennung beider Dienfte zu decken habe. Der 
Bezirksrath W. wies die erhobene Klage als in Rechten nicht gegründet 
zurück. Der Verwaltuugsgerichtshof beſtatigte unterm 2. November 1869 
diefes Erkenntniß aus nachſtehenden Gründen: 

„Die Gemeinde St. nimmt in Ausübung der Rechte dortiger Schul⸗ 
ſtelle, für deren Normalgehalt fie erforderlichen Falls einzuftehen hat, die 
eingeklagten Beträge als öffentlich rechtliche Leiſtungen zu den Koſten des 
Kirchen⸗ und Schulverbundes Seitens der Verbandsangehörigen in An⸗ 
ſpruch und behauptet, die Verpflichtung zu dieſer befonderen Art von 
Leiſtung ſei durch Herkommen entſtauden, welches ſchon in dem Wald⸗ 
brief von 1726 feine Beſtätigung gefunden, und feither nur in min⸗ 
der erheblichen Punkten eine Umwandtung erlitten habe. Das Her⸗ 
kommen, überhaupt die langjährige gleichförmige Uebung, iſt jedoch auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts keine allgemeine Rechtsquelle. Nur 
in denjenigen Fällen können Rechte und Verbindlichkeiten auf dem 
Wege des Herkommens enkſtehen, oder die Form oder das Maß von 
ſolchen nach Herkommen ſich eichten, in welchen eine beſondere geſetz⸗ 
liche Beſtünmung dies zulaßt. Dies ift hinſichtlich folder Leiſtungen, 
wie fie im gegenwartigen Rechtsſtreſt verlangt werden, nicht der Fall. 
Und zwar bleibt dieſes Ergebniß ſtets das gleiche, nag man die eine 
geklanten, angeblich herkomintichen Beiträge als Leiſtungen zu kirchlichen 
Zwecken, als ſolche zu Zwecken des Schulverbandes oder endlich als 
ſolche zu Zwecken der polſtiſchen Gemeinde auffaſſen. Es kann ſomit 
von einer näheren Feſtſtelluug einer ſolchen Verbindlichkeit für den 
einzeluen Fall auf dem Wege des Herkommens überall nicht die Rede 
fein,” 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Perſonen, welche nicht unter die in den g. 4 Alineg 2 und g. 5 der 

Gewerbe⸗Orbunng aufgeführten gehören, müſſen die vurgeſchrlebene 

beſondere Befähigung zur Erlangung eines conceſſionkrten Gewerbes 

jedenfalls, alſo auch bann nachweiſen, wenn ſie einen geelgneten Steſl⸗ 
vertreter namhaft machen. 


Johanna M. iſt vou ihrer Schweſter Caroline K., welche die 
Buchdruckerei und Lithographie in B. nach dem Tode ihres erſten 
Galten Felix Z. fortgeführt hat, zur Univerſalerbin eingeſetzt worden; 
insbeſondere ſollte die Buchdruckerei und Lithographie der Schweſter 
M. zufallen. Nach dem Tode der Erblaſſerin ſcheſtt nun Johanna M. 
um die Buchdruckerei⸗ und Lithographtebefugniß fir den Ort B. ein, 
und machte ihren Sohn Wenzel als Geſchöftsführer namhaft. Diefer 
Sohn, 1839 geboren, beſitzt ein günſtiges Wohlverhaltungszeugniß, 
hat die zweite Unterrealſchulklaſſe, und zwei Gymnaſtalklaſſen abfol⸗ 
virt, ſtand von 1856 bis 1860 dann vom erſten October 1860 bis 
30. Juni 1861 bel Buchhändlern in Condition, leitete die Buche 
druckerei und Lithographie Feiner Tante, als fie dieſe beiden Geſchäfte 
nach ihres Mans Tode übernahm; im gahre 1864 endlich erhielt 
er von der Statthalteret für feine Perſon ein Buchhandluugsbefugniß 
für B., welches er aber wegen ſchlechten Erfolges aufgeben mußle. 

Das Geſuch der Johanna M. wurde mit Statthatterei⸗Erlaß 
vom 30. December 1869, Z. 66363, abgewieſen, weil die Befugniß⸗ 
werberin nicht für ihre Perſon die in 8. 19 Gewerbe⸗Ordnung 
geforderten Nachweiſungen geliefert habe. 

Gegen dieſe Abwelſung recurrirte Johanna M., „weil, wenn. 
ein Geſchäftslelter aufgeſtellt wird, der Befugnißwerber für feine Per⸗ 
fon nicht die Nachwelſungen 8. 19 Gewerbe⸗Orduung zu liefern habe, 
die Stalthalkerei⸗Eutſcheidung ſomit unnichtig ſei, und weil nach ihrer 
Anſicht das gewünſchke Befugniß ihr ſelbſt nicht verweigert werden 
könne, da gegen fie ſelbſt kein allgemeiner Ausſchließungsgrund ob⸗ 
waltet “), und die hinſichtlich des Geſchäftsleiterz gelieferten Nachwei⸗ 
ſungen wohl genügen dürften. Wäre die Statthalterei⸗Entſcheidung 
richtig, fo könnten auch die im §. 4 Alinen 2 und 8. 5 der Gewerbe⸗ 
Ordnung bezeichneten Perſonen überhaupt nie ein derlei Gewerbs⸗ 
befugniß erlangen“. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
7. Februar 1870. Z. 1362, dem Recurſe keine Folge gegeben, „nach⸗ 
dem die Befugnißwerberin für ihre Perſon die geſetzlich vorgeſchriebe⸗ 
nen Erforderniſſe nicht nachweiſt“. 


) Die Bittſtellerin ſelbſt (im Jahre 1805 geboren) bringt für ſich ein 
günftiges Sittenzeugniß bei. 
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Das Miuiſterium wurde bei dieſer feiner Eulſcheidung vou 
folgenden Moliven geleitet: Die Beſtiimmungen der §. 4 Alinea 2, 
und §. 5 der Gewerbe⸗Ordnung dürften nicht auf andere, als die darin 
Benannten, d. i. Perſonen, ohne freie Vermögensverwaltung und 
fogenannte moraliſche Perſonen, ausgedehnt werden, da ſie eben eine 
Ausnahme von der Regel enthalten, welche darin beſteht, daß ein 
Jeder, welcher ein couceffionivtes Gewerbe anſtrebt, für feine Perſan 
ſowohl die allgemeinen, als auch die ſperiellen Erforderuiſſe nachweiſen 
muß, und nur dann, wenn er das Befugniß erhalten hat, dieſes auch 
durch einen Stellvertreter, welcher jedoch die gleichen Eigenſchaften, 
wie der Gemerbeinhaber ſelbſt, beſitzen muß (nach 8. 58), ausüben 
laſſen darf. Auch §. 59 geſtattet nur der Witwe und den minder⸗ 
jährigen Erben das coneeſſionirte Gewerbe auf Grund der alten Con⸗ 
ceſſion fortzuführen; in allen anderen Fallen, wenn ein ſchon beſtan⸗ 
denes Gewerbe fortgeführt werden fol, bedarf es einer neuen Can⸗ 
ceſſion, welche aber wieder nach 8. 18 und 19 ꝛc. nur dann ertheilt 
werden kann, wenn der Bewerber die vorgeſchrlebenen Erforderniſſe 
nachweiſct. 0 


Bezilglich der Berechtigung zur Errichtung von Kioslen zum Verkaufe 
bon Preßzerzeuguſſſen. 


Ferdinand D. hat mit dem Erlaſſe der böhmiſchen Statthalterei 
vom 6. September 1869, Z. 46738, die Conceſſion zum Betriebe 
einer Buch⸗, Kunſt⸗ und Muſikalienhandlung für erhalten. Eduard 
G. beſaß feit dem Jahre 1862 die Conceſſion zur Buchdruckerei und 
feit dem Jahre 1864 die Conceſſion zum Betriebe einer Verlagsbuch⸗ 
handlung für P. 

G. und D. haben nun gemeinſchaftlich eine Sortiments-Buch⸗ 
hundlung unter der Firma G. und D. in P. gegründet, und am 
15. November 1869 der Poltzeidireckion in P. die Anzeige gemacht, 
daß fie vom 20. November 1869 angefangen, die Kioske iu P. In 
eigene Regie und gemeinſchaftliches Eigentum, dann die Errichtung 
zweier neuen Kiosle in K. und S. übernehmen, und in einzelnen, 
namentlich ausgezahlten Kiosken, insbeſondertz guch in K. und S. perio⸗ 
diſche Zeitſchriften, Druckſchriften, zeitgemäße Brochuren, Fotografien, 
überhaupt kleine in den Buchhandel gehörige Gegenſtände verkauſen 
werden. 

Die Polizeidirection hat diefe Anzeige der Statthalterei zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt, welche ınit dem Erlaſſe vom 25. November 1869, 
3. 59757, dem G. und D. bedeutete, daß ihre Anmeldung den 88. 
45, 46 und 47 der Gewerbeordnung, und dem 6. 8 Abſatz 5 des 
Preßgeſehes nicht entſpreche, und daher nicht berückſichtiget werden könne. 

Dagegen wurde von G. und D. der Minlſterſal⸗Recurs einge⸗ 
bracht, in welchem geltend gemacht wird, daß erſtens, wenn der 8. 45 
der Gewerbeordnung den Inhabern conceffionixter Gewerbe die Berech⸗ 
tigung zur Haltung mehrerer Betriebsſtälten auch nicht poſitin zuſpreche, 
doch auch nicht ausdrücklich entziehe, und daß aus dem 8. 47 der 
Gewerbeordnung durch einen Schluß a contrario gefolgert werden muß, 
daß conceſſionirte Gewerbsleute im Standorte ihres Gewerbes ohne 
neue Conceſſion Zweigetabliſſements und Niederlagen errichten können ; 
zweitens der Abſatz 5 des 8. 3 des Preßgeſetzes vom 17. December 
1862, R. G. Bl. Nr. 6 de 1863, nur ſolche Perfonen vor Augen 
habe, welche keine Buchhandlungs⸗Conceſſion beſitzen, und daß hier 
lediglich die Beſtimmungen der Gewerbeordnung, und nicht jene der 
Preßordnung Anwendung finden. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 26. Jänner 
1870, Z. 275, im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung und öffentliche Sicherheit dem Recurſe aus den Gründen 
der Statthalterei-Entſcheidung keine Folge gegeben. Km. 


Bei Ermitllung des läugſten Aufenthaltes im Sinne des 8. 10 P. 2 des 
Heimatsgeſetzes kaun uur jener Zeitrnum iu Betracht gezugen werden, 
wahrend deſſen der Zuzuwelſende ein Heimutrecht nicht beſeſſen Hat, 


Karl B. im J. 1821 zu B. in Tirol gebürtig, war bafelbft früher 
heimatberechtigt und ift der eheliche Sohn des Scharfrichter Peter B. 
Mit dem Erlaſſe des beſtandenen Staatsminiſteriums vom 28. Juli 
1862, 3. 14093, wurde erkannt, daß derſelbe durch feine Ernen⸗ 
nung zum Scharſrichter⸗Aſfiſtenten für die Lombardle die erwähnte 
Zuſtändigkeit nach B. verloren und durch feine Beſtimmung nuch 
Mantua das ſtändige Domizil in der letzteren Stadt erworben habe, 
daher als dorthin zuständig erkannt werden müſſe, bis er eine neue 


Zuſtändigkeit geſetzlich erwirbt. Da die italieniſche Regierung nun aber 
demſelben im Jahre 1868 die Anerkennung der Nationalität verwei⸗ 
gerte, fo iſt V. heimatlos geworden, und es handelt ſich unn um 
eine Zuweiſung desſelben nach Vorſchrift des §. 19 des Heimats⸗ 
geſetzes vom Jahre 1868. 

In dieſer Beziehung liegen folgende Daten vor: Karl V. wurde 
im Jahre 1821 als ehelicher Sohn des früheren nach A. zuftäudigen, 
ſelt 1818 aber als Scharfrichter in B. befindlichen Peter B. in die⸗ 
ſem letzteren Orte geboren, blieb im elterlichen Haufe bis zum Tode 
ſeines Vaters im Jahre 1842 und zwar bis 1825 in B., bis 1831 
in N., bis 1840 im Schloſſe K., bis 1842 wieder in B. Von 
1842 bis 1850 ſtand V. in verſchledenen Dienſten zu T., L. und W. 
und nochmals zu L., aber nirgends länger als circa drei Jahre. Im 
Jahre 1850 kam er als Gehilfe des Scharfrichters nach Z. (In Dal⸗ 
matien), wo er bis 1854 durch vler Sabre verblieb. Im Jahre 1854 
endlich erfolgte feine erwähnte Verſetzung als förmlich beſtellter Scharf⸗ 
richtergehilfe nach Mailand und ſohin nach Mantuo. Nach feiner 
Entlaſſung im Jahre 1860 begab ſich V. mit einen Paſſe der 
Delegation Mantua nach Oeſlerreich und zwar nach W., fobann 
nach K., wurde im Jahre 1863 wieder als Scharfrichtersgehilfe 
in Venedig proviſoriſch angeſtellt bis 1866, um welche Zelt er dieſen 
Ort mit den übrigen Staatsbedienſteten verließ und ſeitdem nach 
einem kurzen Aufenthalte in Z. (in Dalmatien) nunmehr in der Ge⸗ 
meinde P. bei B. lebt. 

Die Statthalterei zu Innsbruck war nun der Anſicht, daß B. 
auf Grund des 8.19 P. 2 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 1863 nach 
dem längſten Auſenthalte (durch vier Jahre) der Gemeinde Z. in 
Dalmatien zugewieſen werde. 

Die dalmatiniſche Statthalterel glaubte hingegen, daß Karl V. 
bei dem in Folge der Verſagung der Staatsangehörigkeit von Seite 
der italieniſchen Regierung veränderten Sachlage rückſichtlich feiner 
Aufenthaltsnerhältniffe nun nach den mit 1866 eingetretenen Verhält- 
niſſen beurtheilt werden konne und demnach entweder der früheren 
Heimats⸗ und zugleich Geburts⸗Gemeinde B. oder der Gemeinde P. 
bei B. zugewieſen werde, wo er ſeit 1866 feinen Wohnſitz aufge⸗ 
ſchlagen hat. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. Februar 1870, 
3. 968, entſchieden wie folgt: 

„Bei der Zuweiſung eines Heimatloſen im Sinne des $. 19, 
3. 2, des Heimatsgefetzes vom 3. Dezember 1863, kann ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auf jene Zeit nicht mehr zurückgegangen werden, in welcher der 
Zuzuweiſende erwieſenermaßen ein Heſmalrecht beſeſſen hat; es darf 
vielmehr bei Ermittlung des letzten längſten Aufenthaltes nur jener 
Zeitraum in Betracht gezogen werden, während deſſen ein Heimatrecht 
des betreffenden Individuums thatſächlich nicht erweislich iſt. (8. 18 H. G.) 
Nachdem nun Karl V., welcher nach den Vorlagen dermalen aſler⸗ 
dings als heimatlos anzuſehen und zu behandeln ift, bis zum Verluſte 
der von ihm im lomb. v. Königreiche erworbenen Zuſtändigkeit nicht 
als heimatlos zu betrachten war, jo kann deſſen letzter längſter. Auſ⸗ 
enthalt behufs feiner Zuweiſung nach 8. 19, Z. 2, des 5 G. erſt von 
der Zeit des Verluſtes der erwähnten Zuständigkeit au berechnet werden, 
und wird daher der Genannte der Gemeinde ſeines letzten längſten 


Aufenthaltes ſeit jener Zeit, nämlich der Gemeinde P. bei B. zuges 
wieſeu“. W. 
b — 
Verordnungen. 


Erlaß des l. k. Minſſtertums des Innern vom 8. Marz 1870, 3. 745, 
beteeffeud die Gebühreubehandlung für Telegramme, welche von commu⸗ 
unlen Organen erfolgen. 

Nachdem die Genteinden im Allgenteinen dle Koſten für ihre Amtshand⸗ 
lungen ſowohl im natürlichen, als auch im übertragenen Mirkungskreiſe ſelbſt 
zu beſtreiten verpflichtet ſind, fo haben biefelben auch die Gebühren für ſänunt⸗ 
liche vom 1. November 1869 an durch ihre Veranlaſſung zur Aufgabe gelan⸗ 
genden lelegraphiſchen Depeſchen aus Eigenem zu berichtigen. 


Verordnung des Fiuanzniiniſteriums betreffend die Stempelung der Er⸗ 
nebungsprototolle über Baubewilligungsheſuche. 


Aus Anlaß enkſlandener Zweifel hat das k. k. Finanzmintſterium mit 
den Erlaſſe vom 19. Februar 1870, 3, 4967, bedeutet, daß Grhebungaptoio- 
colle über Baubewfllinungsgefuche nach der T. P. 78 Abſag c), 66 des Ge: 
bahrengeſezes vom 13. December 1862 dem Stempel von 50 kr. für den Bogen 


unterliegen, wenn nicht bei Verwendung des Abſatzes a) dieſer Tariſpoſt jene 
höhere Gebühr entjällt. 
Die abweichende Kundmachung in dent, mit dent hierorligen Decrete vom 
17 mt 1860, 8. 18061, kundgemachten Erlaſſe des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 28. Jänner 1860, 8. 62969, bafice auf den Inhalt der T. P. 79 des 
Gebührengeſebes von 9. Februar 1850 und ift durch die Abänderung dieſer 
Tarifpoſt mıitteljt des Geſeßes vom 13. October 1862 entfall 
(Bellage für Böhmen Nr. 9 des Finanz: Mir 


ſt.⸗Verdg.⸗Bl.) 


Erlaß des k. k. Miniſteriums filr Laudesvertheibigung vom 5. März 1870 
3. 3501, betreffend das Verfahren bei Bewerbungen um Entlaffung aus 
dem Landwehrverbande zum Zwecke der Auswunderung. 


Einvernehmlich mit dem k. k. Minifterium des Innern werden rückſicht⸗ 
lich des Verfahrens bei Bewerbungen um die Entlaſſung aus dem Landwehr⸗ 
verbande zum Zwecke der Auswanderung nachfolgende Beſlimmungen 
getroffen 

1. Wenn Landwehrntänner ihre Enklaſſung aus dem Millkürderband 
zu dem Zwecke der Auswanderung anſtreben, ſo ſind die bezüglichen Eingaben 
an die politische Bezirksbehörde zu richten. 

2. Die poliliſche Bezirksbehörde hat über derlel Eingaben die geeigneten 
Erhebungen in Betreff der Familtens und ſonſtigen in der fraglichen iichtung 
maßgebenden Verhältniſſe bes Geſuchſtellers zu pflegen und hierauf das Geſuch 
mit dem eigenen Gutachten an dle LandwehrsCvidenzhaltung zu leiten, 
welche letztere den Act im Wege des vorgeſetzten Landwehr⸗Commando's dem 
Miniſterium für Landesvertheldiguug zur Entſcheidung vorlegt. 

3. Von der Beibringung des Nachweises, daß auch die Eltern des Ent: 
laſſungswerbers (oder ber überlebende Ellerniheil) auswandern, ift bei Land⸗ 
wehrmännern abzuſehen. 

4. Die zu dem Zwecke der Auswanderung bewilligte Eutlaſſung aus 
dem Landwehrverbande iſt von Seite der Landwehr⸗Eoldenzhaltung der zuſtän⸗ 
digen politiſchen Bezirksbehörde initzutheilen. Dieſe hat, wenn die Aus wan⸗ 
derung unterbletbt, hievon mit Rückſicht auf die Best antuug des 9. 54 des 
Wehrgeſeges und des $. 26 des Landwehrgeſetes, wornach der Betreſſende ben 
Reſt der durch feine Entlaſſung unkerbrochenen Landwehrdienſtzeit nachzutragen 
verpflichtet iſt, die Landwehr⸗Epidenzhalkung zu verftändigen hat. 

5. Die Wiederübernahme in den Stand der Landwehr geſchieht über 
Verfügung des Landwehr⸗Commando's, welchem die Evibenzhaltung, fobald ihr 
das Unterbleiben der Auswanderung bekannt geworden iſt, ſofort die bezügliche 
Anzeige zu erſtatten hat. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wien 

Se. Maſeſtät haben den Kämmerer Victor Freiheren von Widmann 
zum Mimniſter des Landes verkheidigungs⸗Miniſteriunts, den Freiherrn von Holz⸗ 
gelhan zum Finanzmiulſter, den Freiherrn von Betrino zum Ackerbau⸗ 
miniſter ernannt und den Minister des Innern Graf Taaffe von ber Lerſung 
des Landesvertheldigungs⸗Miniſteriums enthoben, 

Se. Majeflät haben das Mitglied des niebersöfterr. Lan sſchuſſes 
Alois Ezedik von Bründelsberg zum Sectionschef im Minifteriun für Cultus 
und Unterricht ernannt, und den Miniſterlalrathe dieſes Miniſteriums Eduard 
Freiherrn von Tomaſchek den Titel und Charakter eines Sectionschefs tar: 
frei verliehen 

Se. Maſeſtät haben den dene Seetſonschef des Finanz. Mini 
Diſtler den Orden der 
verliehen. 

Se. Maſeſtät haben dem Hoffecretär des oheriten Rechnungshofes Anton 
Furch bei feiner Verfegung in den dauernden Rußeſtand fazfvei den Titel und 
Rang eines Seclionscathes verliehen. 

Der Leſter des Ministeriums für Cultus und Unterricht hat den Concepts. 
Praktifauken der nieberzöfterr. Finauzprocuratur Dr, Benno Ritter von David 
zum Miniſterial⸗Concipiſten in dem genaunten Miniſterium ernannt. 


eiums Karl 
fernen Krone zweiter Claſſe mik Nachſicht der Taxen 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatke der „Wiener Zeitung‘. 


irkshauptmannſchaft Ainſtetten in Nieder⸗ 
It 600 fl., bie 20. Mai (Amtsblakt Nr. 102.) 

Offietalöftelle bei der küſtenländiſchen Statthaltexei, 800 fl. eventuell, 200 

bi: 050 fl Gehalt nebſt Quaxtiergeld von 150 fl., bis 20, Mai (Uıntablatt 
r. 102). 

Bauadjunctenſtelle in Steiermark, zweiter Elaſſe, 700 fl. Gehalt, und die 
eines ſiſteminrten k. k. Baupraklikauten mit Adjutum 400 fl. jährlich, bis Ende 
Mai (Amtsblatt Nr. 104). 

Rathsfiellen beim Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und gleſidenzſtabk Wien 
mit 2100 fl. Gehalt und 420 fl. Quarkiergeld, bis 20. Mai (Amtsblatt Nr. 105). 

Commmmal⸗Thierarztesſtelle in der Marktgemeinde Noſenau im Kronftäbter 
Diſtriete, 400 fl. Gehalt, bis 15. Juni 1. J. (Anitsblatt Nr. 106). 

Iaubesthierarztesftelle in Nieber-Deftervcich, mit welcher eine Jahresgehalts⸗ 
pauſchale von 300 fl. und ein entsprechendes Reiſepauſchale verbunden it, bis 
10. Juni l. J. (Amtsblatt Nr. 107). 


Due von A. Pichlers Witwe & Sohn in Wien. 
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